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Rülke und Bullinger: Landwirtschaft braucht selbstbestimmte
Unternehmerinnen und Unternehmer

Der FDP-Fraktionsvorsitzende Dr. Hans-Ulrich Rülke und der agrarpolitische Sprecher der FDP-
Landtagsfraktion, Dr. Friedrich Bullinger, haben auf einer Landespressekonferenz in Stuttgart ein
Impulspapier mit dem Titel „Landwirtschaft braucht selbstbestimmte Unternehmerinnen und
Unternehmer“ vorgestellt (siehe Anlage). Rülke und Bullinger warnten, bei den landwirtschaftlichen
Betrieben sei eine existenzbedrohende Belastungsgrenze erreicht: „Es kann nicht sein, dass ein Landwirt
mehr als ein Drittel seiner Arbeitszeit am Schreibtisch verbringen muss, um Antragsformulare
auszufüllen, Arbeitszeiten von Familienangehörigen zu dokumentieren oder Tierwohl-Zertifizierungen zu
beantragen. Es ist leider so, dass sowohl Union und SPD im Bund als auch Grüne und SPD im Land den
Bürokratieaufbau nach Kräften fortgesetzt haben.“

Neben der Bürokratie sehen Rülke und Bullinger das größte Problem der landwirtschaftlichen
Unternehmen in den zunehmenden Preisschwankungen der globalen Agrarmärkte. Es brauche daher
gerade nach der Abschaffung der europäischen Milchquote marktwirtschaftliche Instrumente, mit denen
den Landwirten zur Selbsthilfe geholfen werde. Auf Antrag der FDP-Landtagsfraktion habe der Landtag
von Baden-Württemberg im April 2014 die Landesregierung einstimmig zu einer Bundesratsinitiative für
die Ermöglichung einer steuerbefreiten Risikoausgleichsrückslage für land- und forstwirtschaftliche
Betriebe aufgefordert, also für einen steuerlich begünstigten Sparstrumpf für schlechte Zeiten. Die grün-
rote Landesregierung hat den Beschluss jedoch bisher nicht umgesetzt, weil sie den Widerstand von
schwarzen, roten und grünen Finanzministerinnen und Finanzministern in Bund und Ländern fürchtet. Ein
ähnlicher Antrag der Linken im Bundestag sei im Juni dieses Jahres an den Gegenstimmen aller anderen
Fraktionen gescheitert. „Es ist geradezu beschämend, dass bei diesem Thema im Bundestag
ausgerechnet die Kommunisten mehr von freier Marktwirtschaft verstehen als CDU, CSU, SPD und Grüne
zusammen“, sagten Rülke und Bullinger. Und: „Die steuerfreie Risikoausgleichsrücklage ist sicher kein
Allheilmittel und es werden auch nicht alle Betriebe gleichermaßen von ihr profitieren, aber gerade für
die von extremen Preisschwankungen geplagten Veredelungsbetriebe wäre sie eine wertvolle Hilfe zur
Selbsthilfe.“

Ein anderes bewährtes Instrument der Absicherung gegen Preisschwankungen gerate durch die
europäische Finanzmarktregulierung unter Druck. Warentermingeschäfte bieten der Landwirtschaft die
Möglichkeit, Erträge schon vor der Ernte zu verkaufen und somit Sicherheit und langfristige Planbarkeit
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für den Betrieb zu gewinnen. Die geplante Finanztransaktionssteuer und die von der EU-Kommission
geplanten Positions-Obergrenzen für Finanzinvestoren könnten jedoch dazu führen, dass die Investoren,
massiv Kapital von den europäischen Warenterminbörsen abziehen, warnten Rülke und Bullinger. Hier
müssten sich sowohl Land und Bund in Brüssel für wirksame Ausnahmeregelungen stark machen.

Die FDP-Landtagsfraktion kritisiert im neuen Impulspapier aber auch eine ideologische
Zweckentfremdung der baden-württembergischen Förderprogramme in der zweiten Säule der
gemeinsamen europäischen Agrarpolitik durch die grün-rote Landesregierung. So habe Grün-Rot
klassische Förderinstrumente zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen
Unternehmen dem Öko-Diktat unterworfen. Rülke und Bullinger: „Die Flurneuordnung war einmal ein
Verfahren, das darauf abzielte, eine wirtschaftlichere Flächenaufteilung zu erreichen. Grün-Rot hat sie an
den Nachweis eines ökologischen Mehrwerts geknüpft. Das Agrarinvestitionsprogramm war einmal dafür
da, dass Landwirte ihre Höfe modernisieren können. Grün-Rot hat es einer Tierwohl-Bürokratie
untergeordnet. Die landwirtschaftliche Beratung war einmal dazu gedacht, dass Betriebsleiter mit
Expertenwissen ihre Produktion effizienter gestalten können. Grün-Rot fördert die landwirtschaftliche
Beratung jetzt mit einem einseitigen Schwerpunkt auf Ökologie. Nachhaltigkeit ist wichtig, aber dazu
gehört auch eine gesunde wirtschaftliche Basis.“

Ein großes Problem der Landwirte stellt nach Ansicht der Freien Demokraten auch die Entfremdung der
Gesellschaft von der Landwirtschaft dar. Diese führe gerade in den Städten zu einem unrealistischen Bild
von moderner landwirtschaftlicher Produktion. „Jeder Schweinezüchter würde lieber 40 statt 200 Tieren
im Stall haben, wenn er davon seine Familie ernähren könnte. Es ist aber leider so, dass bei der Mehrheit
der Verbraucher die Akzeptanz gegenüber höheren Lebensmittelpreisen nicht mit ihren hoch
moralischen Ansprüchen Schritt hält.“ Rülke fügte hinzu, dass die Öffentlichkeit auch mehr Verständnis
für den Wettbewerb im europäischen Binnenmarkt sehen müsse: „Dass der Anteil des Ökolandbaus in
Deutschland nicht mit der hohen Nachfrage nach Bio-Lebensmitteln Schritt hält, ist einfach darauf
zurückzuführen, dass der Ökolandbau in Ost- und Südeuropa wegen der dort niedrigeren Arbeitskosten
die Preise massiv unter Druck setzt.“ Dass derzeit viele deutsche Öko-Betriebe wieder auf die weniger
personalintensive konventionelle Produktion umstiegen, sei daher nicht verwunderlich. Der schwarz-rote
Mindestlohn trage gerade im Obst- oder Spargelanbau, in dem traditionell ein hoher Bedarf an
Saisonarbeitskräften bestehe, seinen Teil zu dieser Entwicklung bei.

Impulspapier zum Download

http://fdp-dvp-fraktion.de/downloads/impulspapier-landwirtschaft-braucht-selbstbestimmte-unternehmerinnen-und-unternehmer.pdf

